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Doppelter Haushalt bei ledigen Arbeitnehmern 
 
Nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 2 EStG n.F. ist ab dem Veranlagungszeitraum 2014 das Innehaben einer Woh-
nung aus eigenem oder abgeleitetem Recht sowie die finanzielle Beteiligung des Steuerpflichtigen am gemein-
schaftlichen Haushalt zwingend erforderlich. 
 
Es genügt nicht mehr, wenn der Arbeitnehmer z.B. im Haushalt der Eltern lediglich ein oder mehrere Zimmer un-
entgeltlich bewohnt oder wenn dem Arbeitnehmer eine Wohnung im Haus der Eltern unentgeltlich zur Nutzung 
überlassen wird. Die finanzielle Beteiligung an den Kosten der Haushaltsführung ist darzulegen und kann auch bei 
volljährigen Kindern, die bei Ihren Eltern oder einem Elternteil wohnen, nicht generell unterstellt werden. 
 
Eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der Haushaltsführung mit Bagatellbeträgen ist nicht ausreichend. Be-
tragen die Barleistungen des Arbeitnehmers mehr als 10 % der monatlich regelmäßig anfallenden laufenden Kos-
ten der Haushaltsführung (z.B. Miete, Mietnebenkosten, Kosten für Lebensmittel und andere Dinge des täglichen 
Bedarfs), ist von einer finanziellen Beteiligung oberhalb der Bagatellgrenze auszugehen. 
 
Liegen die Barleistungen darunter, kann der Arbeitnehmer eine hinreichende finanzielle Beteiligung auch auf an-
dere Art und Weise darlegen. 
 
 

Dienstwagenüberlassung bei Minijob mit Ehegatten 

 

1. Die Überlassung eines Dienstwagens zur unbeschränkten und selbstbeteiligungsfreien Privatnutzung 

des Arbeitnehmers ist im Rahmen eines geringfügigen – zwischen Ehegatten geschlossenen – Be-

schäftigungsverhältnisses (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV) fremdunüblich. 

 

2. Ein Arbeitgeber wird bei lebensnaher und die unternehmerische Gewinnerwartung einzubeziehender 

Betrachtungsweise typischerweise nur dann bereit sein, einem Arbeitnehmer ein Firmenfahrzeug zur 

Privatnutzung zu Verfügung zu stellen, wenn nach einer überschlägigen, allerdings vorsichtigen Kal-

kulation der sich für ihn hieraus ergebende tatsächliche Kostenaufwand zzgl. des vertraglich verein-

barten Barlohns als wertangemessene Gegenleistung für die Zurverfügungstellung der Arbeitskraft 

anzusehen ist.  

 

3. Je geringer der Gesamtvergütungsanspruch des Arbeitnehmers ist, desto eher erreicht der Arbeitge-

ber die Risikoschwelle, nach der sich wegen einer nicht abschätzbaren intensiven Privatnutzung die 

Fahrzeugüberlassung als nicht mehr wirtschaftlich erweist. 
*BFH, Urt. v. 10.10.2018 – X R 44-45/17 

 
Im Streitfall beschäftigte der gewerblich tätige Kläger seine Ehefrau als Büro- und Kurierkraft mit einer wöchentli-
chen Arbeitszeit von neun Stunden mit einem Monatslohn von 400 €. Im Rahmen des Arbeitsvertrags überließ er 
ihr einen Pkw zur uneingeschränkten Privatnutzung. Den darin liegenden geldwerten Vorteil, der nach der sog.    
1-%-Methode ermittelt wurde, rechnete der Kläger auf den monatlichen Lohnanspruch von 400 € an und zog den 
vereinbarten Arbeitslohn als Betriebsausgabe bei seinen Einkünften aus Gewerbebetrieb ab. Das Finanzamt er-
kannte das Arbeitsverhältnis steuerlich jedoch nicht an, da die Entlohnung in Gestalt einer Pkw-Überlassung im 
Rahmen eines „Minijobs“ einem Fremdvergleich nicht standhalte. Das FG gab der dagegen gerichteten Klage 
statt. 
 
Auf die Revision des Finanzamts hin hat der BFH die FG-Entscheidung aufgehoben. Der BFH ist von einer 
fremdunüblichen Ausgestaltung des Arbeitsverhältnisses ausgegangen. Der Arbeitsvertrag ist daher steuerlich 
nicht anzuerkennen. 
 
 



 
Sämtliche Beiträge sind mit Sorgfalt bearbeitet, dennoch kann für ihren Inhalt keine Haftung übernommen werden. 

 
 
Arbeitsverträge zwischen nahen Angehörigen müssen für die steuerrechtliche Beurteilung sowohl hinsichtlich der 
wesentlichen Vereinbarungen als auch der Durchführung denjenigen Maßstäben entsprechen, die fremde Dritte 
vereinbaren würden. Nach diesen Grundsätzen hielt der BFH jedenfalls eine uneingeschränkte und zudem selbst 
beteiligungsfreie Nutzungsüberlassung eines Firmenwagens für Privatfahrten an einen familienfremden „Minijob-
ber“ für ausgeschlossen. 
 
Ein Arbeitgeber werde im Regelfall nur dann bereit sein, einem Abreitnehmer die private Nutzung eines Dienst-
fahrzeugs zu gestatten, wenn die hierfür kalkulierten Kosten (u.a. Kraftstoff für Privatfahrten) zzgl. des Barlohns in 
einem angemessenen Verhältnis zum Wert der erwarteten Arbeitsleistung stünden. Bei einer lediglich geringfügig 
entlohnten Arbeitsleistung steige das Risiko des Arbeitgebers, dass sich die Überlassung eines Firmenfahrzeugs 
für ihn wegen einer nicht abschätzbaren Intensivnutzung durch den Arbeitnehmer wirtschaftlich nicht mehr lohne. 
Unerheblich war insoweit für den BFH, dass die Ehefrau für ihre dienstlichen Aufgaben im Betrieb auf die Nutzung 
eines Pkw angewiesen war.  
 
Hinweis: 
Mit dieser Entscheidung bestätigt der BFH seinen ablehnenden Beschluss vom 21.12.2017 – III B 27/17 (BFH/NV 
2018, 432). Das FG Köln hatte hingegen im Urteilsfall als Vorinstanz das geringfügige Beschäftigungsverhältnis 
anerkannt (FG Köln, Urt. v. 27.09.2017 – 3 K 2547/16, EFG 2018, 755). 
 
 

Umsatzsteuer 

 
Nichtbeanstandungsregelung im Zusammenhang mit der Einführung von § 22f UStG – Besondere Pflich-

ten für Betreiber eines elektronischen Marktplatzes – und § 25e UStG – Haftung beim Handel auf einem 

elektronischen Marktplatz. 
BMF, Schreiben (koordinierter Ländererlass) III C 5 – S-7420 / 19 / 10002 :002 vom 21.02.2019 
 
Originaltext: 
„Unter Bezugnahme auf die Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt in Ergänzung des 
BMF-Schreibens vom 28. Januar 2019 Folgendes: 
 

Bis zum 15. April 2019 wird es nicht beanstandet, wenn dem Betreiber eines elektronischen Marktplatzes anstelle 
der Bescheinigung über die Erfassung als Steuerpflichtiger (Unternehmer) nach § 22f Abs. 1 Satz 2 UStG für die 
in § 22f Abs. 1 Satz 4 UStG genannten Unternehmer der beim zuständigen Finanzamt bis zum 28. Februar 2019 
gestellte Antrag auf Erteilung der o. g. Bescheinigung (in elektronischem Format oder als Abdruck) vorliegt. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.“ 
 
Hintergrund 
Durch Artikel 9 des Gesetzes zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 11. Dezember 2018 (BGBI. I S. 2338) wurden § 22f (Beson-
dere Pflichten für Betreiber eines elektronischen Marktplatzes) und § 25e (Haftung beim Handel auf einem elekt-
ronischen Marktplatz) in das Umsatzsteuergesetz (UStG) eingefügt. 
 
Zudem wurde in § 27 UStG (Allgemeine Übergangsvorschriften) ein neuer Abs. 25 eingefügt.  
 
Die vorgenannten Regelungen traten gemäß Artikel 20 Abs. 3 des o. g. Gesetzes am 1. Januar 2019 in Kraft. 
 
Dieses Schreiben ergänzt das BMF-Schreiben vom 28. Januar 2019 (Az. III C5 - S-7420 / 19 / 10002:002). 
 
 
 
   Ihre Steuerberater 
 
 
 
 

Steuertermine April 2019 
10.04. Umsatzsteuer für Monatszahler 
10.04. Lohn- und Kirchensteuer der Arbeitnehmer für Monatszahler und Quartalszahler 
10.04. Umsatzsteuer für Quartalszahler ohne Fristverlängerung 

 


